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Man weiß zur Zeit gar nicht 
richtig, was man zuerst fühlen 
soll: Unbehagen? Angst? Über­
forderung? Hoffnung?

Während ich die vergangenen 
Tage damit zubrachte, über die­
se Ausgabe des Anstoß' nach­
zudenken, um sie möglichst ak­
tuell zu halten, ist mehr passiert, 
als man mental fassen kann, wo­
rüber man sich als Humanistin 
empören müsste, worüber man 
Einschätzungen liefern sollte, 
worüber man sich freuen kann. 
All das zu fassen, ist unmöglich, 
und während ich meine Welt­
sicht für immer neue Absurditä­
ten und Bizarres öffnen muss, ist 
bereits das nächste passiert. 

Da mischt sich das Großkapi­
tal nicht einmal mehr verdeckt, 
sondern ganz offen, in Wahl­
kämpfe anderer Staaten ein, 
beleidigt Regierungschefs in 
Kanada und Europa, debattiert 
mit der Frontfrau des parlamen­
tarischen deutschen Rechtsex­
tremismus Weidel, dass Hitler 
ein Kommunist gewesen sei, 
während eine Sozialdemokra­
tin ein AfD-Verbot ablehnt, weil 
ihr dafür der Konsens fehle. Da 
bricht nach seiner Inthronisie­
rung der neue US-Präsident per 
Dekret mehrfach seine eigene 
Verfassung. Da kehrt die selbst­
ernannte größte Demokratie der 
Erde der internationalen Staa­
tengemeinschaft den Rücken, 
definiert weltweite Gesund­
heitsbelange neu, kehrt in zwei­
felhaften Gesten armstreckend 
und jubelnd in den fossilen Ka­
pitalismus des vorigen Jahr­
tausends zurück. Werden die 
Demokratien der Erde zukünf­
tig ganz nach US-Vorbild durch 
Kulte und Sekten zersetzt? Und 
dann findet der nächste widerli­
che Angriff eines psychisch ge­
störten oder fundamentalistisch 
irregeleiteten Menschen auf 
Kinder statt, der selbst bei bür­
gerlichen Rechtskonservativen 
die letzten Dämme in Richtung 
Rechtsextremismus brechen 
lässt. Dann schieben sich Lan­
des- und Bundespolitiker:innen 
gegenseitig die Schuld hierfür 

zu, stellen das verfassungsmä­
ßige Recht auf Asyl grundsätz­
lich in Frage und demonstrieren 
ganz offen, dass sie intellektuell 
überfordert sind, die Rolle ihrer 
eigenen Behörden zu verstehen. 
Was sind das für Menschen, die 
sich da zur Wahl stellen? Hin­
terfragt eigentlich noch irgend 
jemand deren Eignung?

Gleichzeitig wird Irland von 
einem Orkan heimgesucht, 
der dort neue Rekorde bei 
Windgeschwindigkeiten setzt 
(184  km/h) und ganz nebenbei 
ist trotz einer aktuellen La-Niña-
Lage der Januar 2025 voraus­
sichtlich der wärmste Januar 
seit Beginn der Aufzeichnungen, 
wärmer, als im Rekordjahr 2024, 
das das Pairser 1,5°-Ziel geris­
sen hat.

Und während sich die Ab­
surdität Bahn bricht, kommen 
aus anderen Ecken ganz neue, 
unerwartete wie erfreuliche 
Botschaften der Hoffnung. In 
Deutschland spricht sich eine 
dreistellige Zahl von Multimil­
lionär:innen und Milliardär:in­
nen für eine drastische Vermö­
gensabgabe aus. Man scheint 
das ungezügelte Agieren pri­
vaten Vermögens auf der Welt­
bühne anscheinend mit etwas 
Beunruhigung wahrzunehmen? 
Der ehemalige Bürgermeister 
von New York City Bloomberg 
möchte nach dem Ausscheiden 
der USA aus dem Pariser Kli­
maabkommen mit Privatvermö­
gen die Finanzierungslücke des 
UN-Klimasekretariats schließen. 
Das ist ja nett von ihm, aber ge­
hen wir zukünftig so weit, dass 
Großkapitalisten in die Bütt 
springen, um die eigentlich in­
stitutionellen Aufgaben von 
Staaten zu übernehmen, bevor 
alles zusammenbricht, weil die 
Politikerinnen weltweit dazu 
nicht mehr in der Lage sind? Ist 
der Machtverlust der Staaten 
gegenüber dem Großkapital 
so weit gediehen? Zu welchem 
Preis passiert das alles? Werden 
Sozialleistungen demnächst mit 
Werbeschildern privater Unter­
nehmen versehen?

Ein ganz wichtiger Höhe­
punkt diese Woche – und jetzt 
wird es tatsächlich angenehm 
– ist der fragile Waffenstillstand 
zwischen Israel und Gaza, ein 
Funken Hoffnung für die Men­
schen. Und dann war da noch 
die allerletzte Amtshandlung 
des US-Präsidenten Joseph 
Biden, der quasi in den letzten 
Minuten seines Amtes Leonard 
Peltier aus dem Gefängnis in den 
Hausarrest entlassen hat. Das 
war zwar keine Begnadigung, 
aber eine unschätzbare Ges­
te der Würdigung der nativen 
amerikanischen Bevölkerung 
und eine Geste des Mitgefühls 
gegenüber einem Menschen, 
der seit über 50 Jahren nach ei­
ner höchst zweifelhaften Veru­
teilung den größten Teil seines 
Lebens im Gefängnis verbringen 
musste. Dass wir das noch erle­
ben durften, ist fantastisch.

17.500 Menschen demonst­
rieren in Hamburg gegen Weidel.  
Großartig.

Ein weiterer Höhepunkt war 
ganz sicher die Bekanntga­
be der Wahlumfrage der For­
schungsgruppe Wahlen, die Die 
Linke das erste Mal seit 15 Mo­
naten und damit das erste Mal 
seit der Abscherung des Wa­
genknecht-Flügels wieder bei 
5 Prozent verortet.

Und bei dem Gedanken ver­
bleibe ich jetzt. Die Linke hat 
Rekorde bei den Eintrittszah­
len. Der Bundesparteitag war 
so solidarisch und positiv wie 
lange keiner mehr. Wir haben 
Vorsitzende in Parteivorstand 
und Fraktion, die endlich für die 
Partei da sind und nicht für sich 
und dabei Entschlossenheit und 
gute Laune zeigen. Wir erleben 
zur Zeit eine politische Klarheit, 
die wir seit vielen Jahren nicht 
mehr kennen. Sicher ist nicht al­
les eitel Sonnenschein, aber der 
Ton und der Umgang sind gera­
dezu zärtlich. Wir haben Genos­
s:innen, die lächeln, sich wert­
schätzen, motiviert sind. Das 
ist keine Wunschvorstellung, 
das kann man erleben. Was im­
mer am 23. Februar passiert: die 

gesellschaftliche Linke wird ge­
braucht, mehr denn je. Und die 
Partei Die Linke ist alles andere 
als abgeschrieben, das erleben 
wir gerade. Wir erleben, was 
möglich ist, wenn man miteinan­
der füreinander da ist. 

Und das ist das beste, was wir 
dem Zeitgeist der Entsolidarisie­
rung und des Irrsinns entgegen­
setzen können, ganz im Sinne 
des Mottos: Niemals allein, im­
mer gemeinsam.

Was das inhaltlich bedeutet, 
was unser Wahlprogramm be­
inhaltet, ist in kurzen Anstrichen 
in diesem Heft für euch zu­
sammengefasst. Ihr findet hier 
ebenso die Vorstellung unserer 
Direktkandidatin, die mit sehr 
großem Engagement und einer 
großartigen Unterstützung "ih­
rer" drei Kreisverbände zur Zeit 
durch die Kreise zieht.

Es gibt viele, die ihr helfen, pla­
katieren, verteilen, infostehen, 
organisieren, zuarbeiten. Unser 
Kreisverband ist hier vorn dabei. 
Ihr, die ihr euch hier angespro­
chen fühlt, wisst es selbst. Ihr 
seid aktiver Teil von etwas groß­
artigem: einer agilen, attraktiven 
und total geilen Partei, die sich in 
den vergangenen Monaten aus 
ihrem Scherbenhaufen erhoben 
hat und die wir nicht aufgege­
ben haben und deshalb klarer 
und besser ist.

Übrigens: unsere Direktkandi­
datin Mandy bat bei der vergan­
genen Sitzung des Kreiswahlbü­
ros darum, ihren ganz herzlichen 
Dank an alle auszurichten und 
weiterzuleiten, die sich gerade 
für sie mit so viel Einsatz und 
Elan im Wahlkampf engagieren.

Das tun wir hiermit sehr gerne. 
Und mit dieser Wertschätzung 
ist das wesentliche gesagt und 
sind wir wieder aktuell:

"... Meine Herzensmenschen, 
ich drück euch." (Mandy Eißing 
am 24.01. im gemeinsamen Chat 
der Wahlkämpfenden SHK, SOK, 
SLF-RU)

Tom



Besonders am Herzen liegen mir folgende Themen:
• Kostenfreies Essen an Schulen und Kindergärten
• Sozialarbeit in Schulen und Kindergärten
• Gleiche Bildungschancen für jedes Kind
• Lebendige Dörfer stärken:  

Wir brauchen eine gute Versorgung vor Ort, mehr Ärztinnen und Ärzte,  bessere Erreichbarkeit durch ÖPNV und Fahrradanbindungen
• Einkommen und Renten, die ohne Aufstockung zum Leben reichen
• Pflegekräfte angemessen entlohnen und die  

Pflegebedürftigen nicht in finanzielle Not geraten lassen
• Weniger Papierkram: Handwerk und Selbständige  

müssen durch weniger Bürokratie entlastet werden

Gemeinsam können wir für eine gerechtere 
Gesellschaft kämpfen. 
Ich bitte um Ihr Vertrauen und  
Ihre Stimme zur Bundestagswahl 
am 23. Februar 2025.

Mandy Eißing
V.i.S.d.P.: Mandy Eißing c/o Die Linke SLF-RU • Saalstr. 38 • 07318 Saalfeld

Liebe Wählerinnen und Wähler,
ich bin Mandy Eißing. Am 23. Februar 2025 haben Sie die Möglichkeit, mich hier im Wahlkreis 194 direkt in den Bundestag zu wählen. 
Als Mutter, engagierte Kommunalpolitikerin und gelernte Friseurin kenne ich die Herausforderungen, mit denen wir täglich konfrontiert sind. Ich setze mich ein für Sie – für Familien, Alleinerziehende, Kinder, Jugendliche sowie für Arbeiterinnen und Arbeiter. Nach 16 Jahren im Friseurhandwerk weiß ich genau, dass harte Arbeit oft nicht ausreicht, um gut und in Würde zu leben.
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Wahlkampf im Wahlkreis 194 
Fotos: Eißing / Anstoß / Die Linke SHK

hat sich in pragmatischer Ef-
fizienz am Montag, 20.  Januar, 
hybrid mit dem Kreiswahlbüro 
in Bad Blankenburg getroffen. 
Unsere Direktkandidatin Mandy 
nahm online Teil, der stellvertre-
tende Landesvorsitzende Daniel, 

der zur Zeit einen wesentlichen 
Teil des Wahlkampfs wuppt, be-
richtete reichlich. Der Sonder-
parteitag zum Wahlprogramm 
fand kurz zuvor in Rekordtempo 
in Berlin statt (6 Stunden!), eben-
so kurz war der Bericht hierüber. 

Überhaupt nahm sich der Kreis-
vorstand für Administratives nur 
wenig Zeit, denn viel wichtiger 
war der Stand des Wahlkampfes, 
Absprachen zu Terminen, Ma-
terialstatus und so weiter. Das 
Ergebnis der Sitzung seht ihr an 

Laternenmasten, an Infostän-
den, an Terminen mit Mandy: es 
ist Wahlkampf und diejenigen, 
die sich hier aktiv einbringen, 
sind ziemlich genial. Danke an 
alle! Der Schatzmeister bittet um 
Wahlkampf-Spenden! Tom

Der Kreisvorstand



ich bin Mandy Eißing, 48 Jah­
re, Kreisrätin und linke Idealis­
tin. Seit 2009 bin ich Mitglied 
der Linken und ich kandidiere 
in unserem Wahlkreis 195, weil 
es ohne uns Linke im Bundes­
tag ein Bundestag wäre, der aus 
Sozialabbau und Rechtspopulis­
mus bestehen würde. Denn nur 
wir sind das soziale Gewissen.  

 Getrieben von der sozia­
len Ungerechtigkeit, die ich in 
16 Jahren im privaten Handwerk 
hautnah erfahren habe, begann 
2009 mein Weg in die Poli­
tik – aber nicht auf den großen 
Bühnen, sondern im Alltag. Als 
Friseurin, als Teil der Arbeiter­
klasse, als Mutter, als engagierte 
Bürgerin kämpfe ich seither für 
soziale Gerechtigkeit, Chancen­
gleichheit und für ein auskömm­
liches und würdevolles Leben 
für alle. 

Die Chance, für unsere lin­
ken Ideale zu kämpfen, erhielt 
ich 2009 mit dem Einzug in die 
Kommunalparlamente. Im Stadt- 
und Kreistag lernte ich das po­
litische Handwerk von der Pike 
auf. Bis heute kämpfe ich für 
Frieden, eine soziale und nach­
haltige Wirtschaft für alle, sozia­
le Sicherheit und Planbarkeit des 
Lebens und staatliche Garantien 
der öffentlichen Daseinsvor­
sorge. Es darf nicht sein, dass 
Krankenhäuser auf Grund von 
Profitgier schließen müssen 
und unsere Gesundheit auf dem 
Spiel steht, besonders auch im 

ländlichen Raum. Wir müssen 
unsere medizinische Infrastruk­
tur erhalten und ausbauen!

Gerechte Löhne und sichere 
Arbeitsplätze, damit niemand 
mehr in Armut leben muss, ob­
wohl er arbeitet. Und für unsere 
Kinder und Jugendlichen, für 
Chancengleichheit, für unsere 
Seniorinnen und Senioren, damit 
man auch im Alter ein würdevol­
les Leben nach harter Arbeit hat. 
Eine Rente in die jede und jeder 
einzahlt, ohne dass dies auf 
Kosten der Jüngeren geht. 

Ich erhielt die Möglichkeit, für 
Frank Tempel im Bundestag zu 
arbeiten und Teil einer sozialen 
und gerechten Stimme sowie 
gesellschaftlicher Veränderung 
zu sein. Dies führte ich ab 2017 
bis heute als Büroleiterin in Thü­
ringen für Martin Schirdewan 
(MdEP) fort. Zeitgleich engagie­
re ich mich auf Bundesebene in 
unserer Partei. Als Mitglied im 
Bundesausschuss und Präsidi­
umsmitglied kämpfe ich auf den 
verschiedenen Ebenen für eine 
starke Linke und gesellschaftli­
che Veränderungen.

 Politik heißt für mich zuzu­
hören, da zu sein und den Men­
schen eine Stimme zu geben. Es 
geht nicht um leere Worte – es 
geht um konkrete Veränderun­
gen. 

Mein Ziel war und ist es, die 
Stimme derjenigen zu sein, die 
oft überhört werden, für eine 
Politik, die Chancen und Gerech­

tigkeit für alle schafft. Immer im 
Blick behalte ich, dass der Osten 
dabei immer noch Aufholbedarf 
hat.

Ich bin überzeugt: Wenn wir 
echte Gerechtigkeit wollen, 
brauchen wir eine starke Lin­
ke im Bundestag – eine Linke, 
die sich nicht verbiegen lässt. 
Politik heißt für mich nicht nur, 
Probleme zu benennen, son­
dern sie anzupacken – mit Herz, 
Verstand, Mut und einem klaren 
Ziel. Die Menschen haben genug 
von gebrochenen Versprechen. 
Ich will für eine gerechte, femi­
nistische, soziale und friedliche 
Politik kämpfen, die für alle da 
ist, nicht nur für wenige. Lasst 
uns gemeinsam dafür sorgen, 
dass Thüringen gehört wird. 
Ich freue mich auf einen  
intensiven und erfolgreichen 
Wahlkampf mit euch  
zusammen! 
Denn: niemals alleine,  
Immer gemeinsam!

Eure Mandy 

Wer kämpft, kann verlieren.  
Wer nicht kämpft, hat schon verloren.

4
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Mandy Eißing 
Foto: Eißing / Die Linke Thüringen
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Entspannung 
statt  
Aufrüstung.
•	Für ein friedliches 

Deutschland in einem 
demokratischen, 
sozialen und friedlichen 
Europa

•	Gegen Militarisierung 
und Rüstungswahn

•	Diplomatie und friedliche 
Konfliktlösung

Bundesparteitag Die Linke 
Foto: Martin Heinlein • CC BY 2.0 deed
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Das Leben  
bezahlbar  
machen.
•	Mehrwertsteuer 

abschaffen auf 
Grundnahrungsmittel, 
Hygieneprodukte sowie 
auf Bus und Bahn

•	Sozial gestaffelte 
Energiepreise

•	Übergewinnsteuer  
für Krisenprofite

Reichtum  
gerecht  
verteilen.
•	Kleine und mittlere 

Einkommen entlasten
•	Gerechte Besteuerung 

von großen Vermögen
•	Steuerflucht bekämpfen

Wohnen  
darf kein  
Luxus sein.
•	Bundesweiter 

Mietendeckel
•	Sanierung und 

Heizungstausch müssen 
warmmietenneutral sein

•	Mehr sozialer und 
gemeinnütziger 
Wohnungsbau

Gesundheit: 
Sicherheit 
statt 
Wettbewerb.
•	Solidarische 

Gesundheits- und 
Pflegeversicherung,  
in die alle einzahlen

•	Umfassende 
wohnortnahe 
Versorgung

•	Bessere 
Arbeitsbedingungen in 
der Pflege

•	Fallpauschalen 
vollständig abschaffen

Soziale  
Sicherheit  
für alle.
•	Eine sichere Rente  

für alle
•	Eine sanktionsfreie 

Mindestsicherung
•	Alle Familien stärken  

und entlasten - 
Kinderarmut bekämpfen

Eine 
Wirtschaft 
für alle: 
sozial und 
ökologisch.
•	Industrie sozial und 

ökologisch umbauen
•	Mindestlohn rauf auf  

15 Euro
•	Gewerkschaften und 

Mitbestimmung stärken

Für Demo
kratie ohne 
Hass und 
Rassismus.
•	Transparenz statt 

Lobbyismus
•	Recht auf Asyl 

verteidigen
•	Uneingeschränkte 

Arbeitserlaubnis für 
Geflüchtete

•	Entschlossen gegen 
Gewalt an Frauen: 
Rechtsanspruch auf 
Unterbringung in 
Frauenhäusern umsetzen

Gegen den  
Faschismus.
•	Gegenkräfte in der 

Zivilgesellschaft stärken
•	Rechten Terror 

bekämpfen und 
parlamentarisch 
aufklären

•	AfD-Verbot beim 
Bundesverfassungs­
gericht beantragen
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So musste also vor dem ge-
meinsamen Jahresabschluss 
erst einmal ordentlich gearbeitet 
werden.

Zur Einstimmung gab es wie 
auf jeder Sitzung die Informatio-
nen des Bürgermeisters:

Entgegen bereits umgehen-
der Gerüchte wird der Cara-
van-Stellplatz gebaut, die Insol-
venz eines Teils der Firma Knaus 
betrifft diese Pläne nicht.

Die letzte Abnahme zum 
Brandschutz im Klubhaus ist er-
folgt, es können wieder Veran-
staltungen mit bis zu 450 Perso-
nen stattfinden.

Die Sanierung des Bergfrieds 
geht voran, z. Z. ist Winterpause. 

Die Planungen/Vorbereitun-
gen zum Bau der Grundschu-
le Gorndorf und der Turnhalle 
Dittrichshütte verlaufen im Zeit-
plan.

Die Planungen für den Umbau 
Auf dem Graben gehen voran 
und auch die Bauarbeiten an der 
Talsperre Elsterschänke verlau-
fen planmäßig.

Sorgen bereitet die Tatsache, 
dass ca. 800.000 € an Förder-
mitteln noch nicht ausgezahlt 
sind und somit im Stadthaushalt 
fehlen. Die Stadt muss jährlich 
15,5 Mio. € für die Kindergärten 
bezuschussen, das entspricht 
jedem vierten Euro des Ver-
waltungshaushaltes (25 %), des 
Weiteren mehr als 1.000 € pro 
Schulkind für Schülerverkehr 
und Essengeldzuschuss. Das ist 
für die Stadt kaum noch stemm-
bar und bereitet große Sorgen.

Ein weiteres Ärgernis ist die 
Tatsache, dass eine Sitzgruppe/
Rehraufe im Eichtal bereits zum 
dritten Mal beschädigt bzw. teil-

weise gestohlen wurde. Diese 
wird nun nicht mehr ersetzt.

Solch sinnloser Vandalismus 
ist nicht zu verstehen und Ver-
nichtung von Steuergeldern.

Und noch eine Info für alle vom 
Glasfaserausbau Genervten: Es 
gibt zurzeit wirklich große Pro-
bleme mit den Ausbaufirmen 
(schlechte und langsame Ar-
beit, große Qualitätsmängel und 
lange Bauzeiten). Die Stadtver-
waltung ist täglich am Mahnen 
und Reklamieren, sie wird auch 
weiterhin die Arbeiten im Blick 
behalten.

Folgende für alle interessante 
und wichtige Beschlüsse wurden 
noch gefasst:

Herr Martin Bauer wurde als 
sachkundiger Bürger in den 
Bau- und Wirtschaftsausschuss 
gewählt, das Saalfelder Höhen-
panorama wird die nächsten fünf 
Jahre für die Höhenorte weiter-
geführt (7.500 € pro Jahr); die 
Stadt beruft einen ehrenamtli-
chen Taubenwart zur Regulie-
rung der Stadttaubenpopulation, 
dieser betreut bereits den Tau-
benschlag am Hohen Schwarm 
(Vergütung 100 € / Monat); die 
geprüfte Jahresrechnung der 
Stadt wurde festgestellt und der 
Bürgermeister sowie die 1. Bei-
geordnete wurden für das Jahr 
2023 entlastet; der Jahreszu-
schuss für den Meininger Hof 
wird in Teilen nach Anforderung 
ausgezahlt (als Vorgriff auf den 
noch zu beschließenden Haus-
halt 2025); vorsorglich wird eine 
Kreditaufnahme bis zu 2 Mio. € 
genehmigt, falls diese wegen 
fehlender Fördergelder not-
wendig wird; der zweite Bauab-
schnitt für den Bauhof Kleinge-
schwenda beginnt (hier wurden 

680.000 € aus Eigenmitteln und 
viele Eigenleistungen investiert).

Einige Wortmeldungen und 
Diskussionen gab es dann noch 
zum Thema Ausbau Knochstra-
ße. Letztendlich wurde für den 
7  m breiten Ausbau der Straße 
mit 2 Kreisverkehren, 17 Park-
buchten und 17 neuen Bäumen, 
auch entsprechend dem Wunsch 
der Anwohner, gestimmt. Ein An-
trag auf Reduzierung der Stra-
ßenbreite auf 6,50 m fand keine 
Mehrheit. Tagsüber wird es ein 
Tempolimit von 30 km/h geben. 
Ein Antrag der Linken-Fraktion 
auf ein ganztägiges Tempolimit 
fand keine mehrheitliche Zustim-
mung. 

Der Bau soll in mehreren Ab-
schnitten durchgeführt werden, 
Baubeginn ist frühestens 2026. 
Die Stadt hofft auf Fördermittel, 
ohne die eine Sanierung nicht 
möglich ist.

Des Weiteren nahm der Stadt-
rat Kenntnis von der geplanten 
Umsetzung des Thüringer Aus-
führungsgesetzes zum Wärme-
planungsgesetz. Hierzu gibt es 
folgende Informationen:

Das Land Thüringen zahlt den 
Gemeinden die Planung des Kon-
zeptes komplett, somit kann die 
Stadt eine neue Stelle schaffen 
und einen Planer dafür einstel-
len. Damit hat Thüringen bun-
desweit ein Alleinstellungsmerk-
mal als einziges Bundesland, das 
seine Kommunen zu 100 % bei 
der Wärmeplanung entlastet! 
Links hat hier gewirkt! Zurzeit 
sieht es so aus, dass es keine 
neuen zusätzlichen Trassen für 
die Fernwärmeversorgung ge-
ben wird. Es würden dafür viel zu 
hohe Kosten anfallen. Auch wird 
es dazu eine Bürgerbeteiligung 

geben. Der Plan muss bis 2028 
stehen. Damit werden dann die 
Bürger mehr Gewissheit haben, 
wie sie in Zukunft Ihre Wohnun-
gen beheizen können und was 
sie an Heizungen bei Neubau 
einplanen müssen. Der Stadt 
entstehen keine Kosten, aber es 
wird für viele eine Planungssi-
cherheit geben.

Bei der Wärmeschutzplanung 
stimmte die AfD dagegen, ob-
wohl der Stadt Saalfeld hierfür 
keine Kosten entstehen und das 
Wärmeenergiegesetz eine ver-
pflichtende Planung bis 2028 
vorsieht! Das ist Bundesge-
setz, über das sich die AfD hin-
wegsetzt. 

Auch beim Thema Kindergar-
tengebühren waren sie gegen 
die schmerzlich notwendige Er-
höhung. Begründung: Im Bund 
und Land würden genug Steu-
ergelder verschwendet. Woher 
die Stadt Saalfeld die fehlenden 
Mittel nehmen soll, verrieten sie 
aber nicht. Vielleicht wollen sie 
die Frau am Herd und somit das 
Kind zu Hause sehen? Frühkind-
liche Bildung und soziale Kontak-
te im Kindergarten – Fehlanzeige. 
Man feierte sich in den sozialen 
Medien für die Gegenstimmen, 
da alle anderen Fraktionen der 
Erhöhung zustimmten.

Zwei gute und mahnende Bei-
spiele für diejenigen, die meinen, 
der AfD müsse eine Regierungs-
arbeit zugebilligt werden, da ihre 
Zustimmung in der Bevölkerung 
bei 30 % liegt. Wir meinen 70 % 
der Wähler wollen das nicht und 
wehe, wenn sie losgelassen!

Allen ein gesundes neues Jahr, 
und dann auf ein Neues!

Sven und Anja

Bericht aus der letzten  
Stadtratssitzung Saalfeld 2024
Zur letzten Sitzung des Stadtrates 2024 standen  
noch einige wichtige Themen zur Diskussion

Sandor Csudai • flickr • CC-BY SA 2.0
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Eine berechtigte Frage, 
wenn man sich das Linke-Pro-
gramm anschaut. Dort steht 
das Ziel, Kinderbetreuung 
generell beitragsfrei zu stel-
len. Für das zweite und dritte 
Kindergartenjahr wurde es er-
reicht. So war 2018 und 2019 
das letzte Kindergartenjahr 
beitragsfrei und ab 2020 die 
letzten 2 Kindergartenjahre.

Betrachten wir uns die nüch-
ternen Zahlen im Vergleich 
von 2015-2024: Die Gesamt-
ausgaben der Betriebskosten 
stiegen von rund 7,7 Mio. EUR 
im Jahr 2015 auf erwartete 
14,88 Mio. EUR in 2024. Der 
bereinigte Zuschuss der Stadt 
stieg von 5,5 Mio. EUR auf 
13,36 Mio. EUR im Vergleichs-
zeitraum. Zieht man die Zu-
weisungen vom Land ab, blei-
ben Restkosten der Stadt von 
3,375 Mio. EUR in 2015 und 
8,762 Mio. EUR 2024. Im Plan 
2025 stehen 10,73 Mio. EUR.

Wir alle haben die Inflation 
der letzten Jahre erlebt. Der 
größte Kostentreiber sind die 
Tarifabschlüsse, wohlverdient 
aber eben teuer. Die Perso-
nalkosten betragen 80 % der 
Gesamtkosten für die Kinder-
tagesstätten. Da 2015 einfach 
unfaire Löhne gezahlt und 
diese beseitigt wurden, dreh-
te sich die Kostenspirale über 
die Inflation hinaus. So kommt 
man nicht umhin, die Eltern 
stärker zu belasten. Der An-
teil der Elternbeiträge betrug 
2025 27,29 % und reduzierte 
sich auf erwartete 15,94 % in 
2025. 2025 wird dieser noch-
mals auf 14,57 % fallen, obwohl 
hier schon die erste Erhöhung 
der Kindergartengebühr greift. 

Diese wird 2025-2027 jeweils 
um 20 EUR angehoben. Mit 
den Folgejahren wird eine 
Steigerung der Elternbeiträge 
auf ca. 15,34 % erwartet. Die 
Kommunalaufsicht empfiehlt 
einen Richtwert von über 
20 %. Das ist keine gesetzliche 
Vorgabe, nur eine Empfehlung. 
Solange die Stadt Saalfeld 
einen gesicherten Haushalt 
aufstellen kann, ist das kein 
Problem. Muss die Stadt in die 
Haushaltssicherung, kann die 
Kommunalaufsicht die 20 % 
verlangen. Schon bei der Auf-
stellung zum Haushalt 2024 
kritisierte die Kommunalauf-
sicht die fehlende Erhöhung 
der Kindergartengebühr, da 
Saalfeld nicht ohne eine Kre-
ditaufnahme den Haushalt 
aufstellen konnte. Seit 2015 
wurden in Saalfeld die Kinder-
gartengebühren nicht erhöht.

Im Vorfeld der entscheiden-
den Stadtratssitzung gab es 
eine Sitzung mit Elternvertre-
tern, Trägern, Stadtverwal-
tung und Stadträten. Seitens 
der Elternvertreter wurde hier 
Verständnis für die Erhöhung 
signalisiert und die Träger 
wünschten sich eine höhere 
Anpassung.

Die Haushaltslage der Stadt 
und die oben benannte Ent-
wicklung bewogen unsere 
Fraktion, die Zustimmung zu 
erteilen. In der Diskussion wie-
sen wir noch einmal auf den 
Erfolg der zwei beitragsfreien 
Kindergartenjahre hin, nicht 
ohne zu bemerken, dass sich 
die Mehrheit der Wähler im 
September gegen ein drittes 
freies Kindergartenjahr ent-
schieden.

Sven Kurzhauaer

Zustimmung für  
Erhöhung der  
Kindergartengebühr 
durch  
Linke-Fraktion – 
wie ist das möglich 
und warum?

B
undesparteitag 18. Jan 2025 B

erlin

Bundesparteitag Die Linke 
Fotos: Martin Heinlein • CC BY 2.0 deed
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Da ich mich mit dem Antrag 
zur Errichtung einer Batterier-
ecycling_anlage in Rudolstadt 
sehr intensiv beschäftigt hat-
te, habe ich nach dem Rückzug 
des Investors aus Rudolstadt 
gespannt auf den „Fortgang“ 
der Geschichte in Gera-Cretz-
schwitz geblickt.

Doch nicht nur das. Ich habe 
die Unterlagen (1.100 Seiten) 
durchgearbeitet, wenn auch 
nicht so intensiv, wie in Rudol-
stadt und eine Einwendung ge-
schrieben. Das ist notwendig, 
um überhaupt in einem Immis-
sionsschutzverfahren Einfluss 
nehmen zu können.

Was ist ein  
Immissions-

schutzverfahren?
Wenn ein Unternehmen eine 

Produktionsanlage oder eine 
LPG einen Schweinestall oder 
ein Zweckverband eine Deponie 
errichten wollen, dann müssen 
sie in das Immissionsschutzge-
setz und die zugehörigen Ver-
ordnungen sehen, ob sie neben 
dem obligatorischen Bauantrag 
auch einen speziellen Immissi-
onsschutzantrag stellen müssen.

Das ist immer dann der Fall, 
wenn angenommen wird, dass 
andere (z.B. Anwohner oder die 
Umwelt) von Immissionen be-
troffen sein können. Immissionen 
sind das, was von den Emissi-
onen aus dem Schornstein an 
anderen Stellen wieder herun-
terkommt.

Wie läuft  
sowas ab?

In einem Immissionsschutz-
verfahren werden die Unterla-
gen mit den Informationen zur 
geplanten Anlage, der Abluftrei-
nigung und den Angaben zu 
den Emissionen, Verkehr und 
Lärm und den Berechnungen 
zu Immissionen für vier Wochen 
öffentlich ausgelegt (und seit 
Corona auch im Internet veröf-
fentlicht, z.B. unter https://tlubn.
thueringen.de/service/anhoe-
rungs-auslegungsverfahren/
immissionsschutz oder www.
uvp-verbund.de). Dann haben 
alle Bürger, wie auch die Behör-
den, z.B. Stadtverwaltungen, 

Eingangsdaten, Schadstoffge-
halte Rohgas, Gerüche, Radon-
belastung, nicht alle relevanten 
Parameter genannt, Vergleich zu 
Rudolstadt, Vorbelastung)“ einen 
Teil meines Einwendungsinhaltes 
und reiste noch einmal für einen 
halben Tag nach Gera. Als ich 
14.30 Uhr wieder abreiste, war 
dieser Punkt noch nicht vollstän-
dig abgearbeitet!

Wenn ich zusammenfassen 
soll, was mich dazu bewegt, ist 
das gar nicht so einfach. 

Das TLUBN
Ich und auch die BI hatten den 

Eindruck, dass das TLUBN wenig 
Eigeninitiative ergriff, um offene 
Fragen zu klären. Alles wurde 
zu Protokoll genommen, aber 
es ist nicht sicher, ob bei den 
Unklarheiten und Ungenauigkei-
ten wirklich nachgehakt wird. Es 
entstand der Eindruck, dass die 
Behörde die Bürger (BI, Sach-
verständige (teuer von der BI 
bezahlt)) ehrenamtlich die Arbeit 
machen lässt.

Der Investor
Der Investor und das Pla-

nungsbüro hätten aus den Er-
fahrungen in Rudolstadt wissen 
können, dass sie es mit technisch 
versierten Bürgern (Schwarmin-
telligenz) zu tun haben werden. 
Und was haben sie gemacht? 
Unterlagen mit Fehlern abge-
liefert. Die Anlage ungenügend 
beschrieben. Die Kurzbeschrei-
bung war genauso fehlerhaft wie 
in Rudolstadt. Wichtige Angaben 
zum Input und den Stoffströmen 
fehlten. Eine Woche vor dem 
zweiten Teil der Anhörung wur-
den 400 Seiten Korrekturen und 
Ergänzungen an die BI nachge-
liefert. Was ist nun Diskussions-
grundlage? 

Formalien?
In Rudolstadt reichten 13 feh-

lende Seiten in einem Ordner, um 
die Auslegung zu wiederholen. 
Auch in Gera hatte man es nicht 
geschafft, dass alle Ordner glei-
che Seitenanzahl und Numme-
rierungen wie online hatten.

Das war das Erste, was die BI 
gemacht hat: alle Seiten zählen! 
Hätte man wissen können und 
diesmal besser machen müssen.

Landratsamt, Energieversorger, 
insgesamt acht Wochen Zeit, um 
zum Inhalt der Unterlagen Stel-
lung zu nehmen.

Was macht  
das TLUBN?

Das Thüringer Landesamt für 
Umwelt, Bergbau und Natur-
schutz (TLUBN) ist „Herr“ des 
Verfahrens. Es organisiert die 
Auslegung der Unterlagen und 
sammelt die Stellungnahmen 
und Einsprüche. Parallel prüft 
auch das TLUBN die Unterla-
gen. Nach meist drei Monaten 
(Bei Gera-Cretzschwitz waren 
es neun Monate, da über 1.600 
Texteinwendungen und 7.000 
Unterschriften eingegangen wa-
ren) findet eine Anhörung statt.

Was passiert in 
einer Anhörung?
Hier können die Einwender 

ihre schriftlichen Stellungnah-
men noch einmal begründen und 
detailliert nachfragen. Im KuK 
Gera gab es auf der Bühne links 
die Tische des Investors Sungeel 
und des Planungsbüros GICON. 
In der Mitte saßen die Vertreter 
des TLUBN (Verfahrensleiter: 
Herr Heimbürge) rechts waren 
sogar Tische für die BI und eini-
ge Haupteinwender aufgebaut. 
Im Saal gab es zusätzlich Mik-
rofone. Der Zugang war nicht 
begrenzt und niemand fragte bei 
Wortmeldungen, ob man wirklich 
Einwender war.

Wie lange  
dauert sowas?

Das TLUBN hatte einen Ab-
laufplan von acht Seiten auf-
gestellt und so versucht, alle 
Einwendungen thematisch zu 
ordnen.

Am ersten Tag (6.11.2024 von 
9.30 bis 20 Uhr) war die erste 
Seite mit den formalrechtlichen 
Inhalten abgearbeitet. Nach wei-
teren zwei Tagen (7. und 8.11.) 
war man (ohne mich) bis Punkt 
3.3.2 (3. Seite oben) gekommen.

Am 4. Tag (25.11.) war der 
Punkt 3.3.3 an der Reihe. Ich 
vermutete unter der Überschrift: 
„Eingangsdaten Immissionspro-
gnose fehlerhaft / nicht nach-
vollziehbar (Verifizierbarkeit der 

Das Recycling
verfahren

Das Verfahren ist wirklich wei-
terentwickelt worden. Diesmal 
findet tatsächlich eine Trock-
nung bei 130° C und eine teilwei-
se Rückgewinnung der Lösungs-
mittel aus dem Elektrolyten statt. 
Es werden somit deutlich weni-
ger Schadstoffe entstehen und 
ausgestoßen. Pro Jahr wird mit 
2.100 kg Graphit-Feinstaub mit 
angeblich nur 0,1 – 1 % Nickel 
(Cobalt und Mangan wurden gar 
nicht erwähnt!) und organischen 
Lösungsmitteln geplant. 

Ich bin noch nicht überzeugt, 
dass nur 1 % Nickel enthalten ist. 
In der Schwarzmasse müssten 
10 – 30 % Nickeloxid sein.

[In den nachgereichten Unter-
lagen waren sehr viele „Betriebs-
geheimnisse“ nicht angegeben, 
u.a. auch die Zusammensetzung 
der Schwarzmasse.]

Die  
Nachbarfirmen

Ein unmittelbarer Nachbar ist 
ein Kondensatoren-Hersteller 
mit 500 Arbeitsplätzen, der auf 
saubere (graphit- und schwer-
metallfreie) Luft angewiesen ist. 
Er hat mit dem Wegzug aus Gera 
gedroht.

Die BI
Ich muss der BI und den Sach-

beiständen meinen Respekt zol-
len. Auch wenn mir am Anfang 
zu viel auf Formalien herumgerit-
ten wurde. (Das gehört dazu. Es 
wäre nicht das erste Verfahren, 
das wegen Formalien extrem 
verzögert wird.)

Die fachliche und sachliche 
Art der Auseinandersetzung war 
bewundernswert. Ich hatte zwei 
Punkte aus meiner Einwendung 
mündlich vorgebracht und auch 
sonst den Eindruck, dass alle an-
deren Kritikpunkte, die mir auf-
gefallen waren, in „guten“ Hän-
den sind, auch wenn ich dann 
wieder abreisen musste.

Empfehlung: https://www.you-
tube.com/watch?v=C0Rqamk-
vpKg

Lehrstück für Bürgerbeteiligung
Fortgang der Geschichte um die  

Batterie-Recycling-Anlage in Gera
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Der Wahlkampf wirft so kräfti-
ge Schatten voraus, dass der 
Donnerstagstreff nur „dünn“ 
besucht war. Parallel gab es 
andere Termine, z. B. das 
gleichzeitige Plakate-Fädeln 
im Haskala. Diskutiert haben 
wir trotzdem und nach einer 
Stunde trafen auch noch 
Plakat-Fädler:innen ein, alle 
bereits vorliegenden Plakate 
waren aufhängebereit. 

Die nächsten beiden Treffs 
werden am 13. Februar und 
am 13. März stattfinden, beide 
wie immer um 15 Uhr im Welt-
laden Saalfeld. 

Zum Februar-Treff erwarten 
wir unsere Direktkandidatin 
zur Bundestagswahl Mandy 
Eißing zum „Kaffeeklatsch“,  
zu fair gehandeltem Kaffee 
und Tee. Plätzchen, Waffeln 
und Schokolade aus fairem 
Handel sind im Laden eben-
falls zu finden.

Willkommen beim Treff am 
Donnerstag ist jede Genossin, 
jeder Genosse, jede Sympa-
thisantin und jeder Sympathi-
sant – egal, ob im ['solid]- 
Alter, schon in Rente oder 
irgendwo dazwischen.

nächste Treffs:
Do 13. Feb 

und dann am  
13. März 

Weltladen Saalfeld

Oury Jalloh
Darüber, wann genau und wo Oury Jalloh geboren wurde, gibt 
es unterschiedliche Angaben. Sicher ist, wann und wo der mit 
Duldung in Deutschland lebende Flüchtling starb: am 7. Januar 
2005 in der Gewahrsamszelle 5 des Dessauer Polizeireviers in der 
Wolfgangstraße 25. 
„Schädelfrakturen, stark verbrannt, Fesselungsspuren“ werden 
genannt und die These aufgestellt, dass nicht mehr zu ermitteln ist, 
ob der Brand oder die Schädelfraktur todesursächlich war.
Tatsächlich nicht? Immerhin hatte die Initiative in Gedenken 
an Oury Jalloh (IGOJ) 2019 ein Gutachten in Auftrag gegeben. 
Darin stellt der Rechtsmediziner und Radiologie-Professors Boris 
Bodelle von der Universitätsklinik Frankfurt fest: „Der 2005 in 
einer Dessauer Polizeizelle verbrannte Oury Jalloh wurde vor 
seinem Tod schwer misshandelt. Dabei wurden ihm unter anderem 
Schädeldach, Nasenbein, Nasenscheidewand und eine Rippe 
gebrochen. … zeigen Entzündungen, dass Jalloh zum Zeitpunkt 
der Verletzungen noch gelebt haben muss, die Brüche ihm also 
nicht etwa während der Löscharbeiten oder beim Transport in die 
Leichenhalle zugefügt sein können.“ Es sei davon auszugehen, 
dass die Veränderungen „vor dem Todeseintritt entstanden sind“, 
heißt es im Gutachten.
Widersprüchlich ist nahezu alles, was ermittelt wurde, alles was 
die in der Nacht im Revier Anwesenden aussagten, was in den 
Gerichtsverhandlungen ausgesagt wurde.
„Mehrere Gerichtsverfahren zur Aufklärung des Todesfalls 
scheiterten aufgrund des mangelnden Aufklärungswillens 
sachsen-anhaltinischer Polizeibeamter.“ heißt es in der Wikipedia.
Filme, Radio-Beiträge, Musik, Theater und Literatur berichten 
von Oury Jalloh, erzählen von seinem Tod und den unzähligen 
Widersprüchen, die jede und jeden, die/der sich ernsthaft mit 
dieser Geschichte befasst, kopfschüttelnd und voller Entsetzen 
zurücklassen dürfte. Mir jedenfalls geht es so. 
Wo kam das Feuerzeug her? Woher der Brandbeschleuniger? 
Wie hätte der Gefesselte die Matratzenhülle zerstören, wie die 
Matratze entzünden können? Warum wurde das Feuer nicht eher 
bemerkt, immerhin soll halbstündig ein Kontrollgang stattgefunden 
haben? Warum wird ein Leitender Oberstaatsanwalt, der 
wegen Mordverdachts ermitteln will, von seinem Vorgesetzten 
ausgebremst? Wer hat Oury Jalloh so brutal misshandelt? Warum 
gab es weitere Tote in und um das Dessauer Revier? Und im 
Landtag wird die Frage laut, was schlimmer sei: dass Polizisten 
einen Menschen verbrennen, oder dass es herauskommt?
TIPP: Podcast von Margot Overath „Oury Jalloh und die Toten des 
Polizeireviers Dessau“, der u.a. in der ARD-Mediathek (WDR 5) zu 
finden ist. 
Trotz des Verdachts einer vorsätzlichen Tat wurden die 
Ermittlungen eingestellt. Das sei nicht verfassungswidrig, 
entschied das Bundesverfassungsgericht 2023.
„…und dann fiel mir der Schwarze ein, der in einer Zelle verbrannte, 
das war ein so seltsamer Unfall, dass ihn noch niemand kannte. 
Auf einer Pritsche Feuer gefangen, angekettet in unserem Land 
und ich fragte was ist gefährlicher: „rassistische Polizisten oder 
Saharasand?“ • aus: Funny van Dannen „Saharasand“

B.P.

7. JANUAR 2005

Zusammen
fassung

Ich kann den Unmut verste-
hen, dass von Steuergeld be-
zahlte Behördenmitarbeiter 
scheinbar Zeit haben, während 
die BI-Mitglieder und weitere 
Bürger das Ganze ehrenamtlich 
stemmen müssen!

Wie geht  
es weiter?

Mich hat die Information er-
reicht, dass noch ein paar Punk-
te (Anlagensicherheit/Brand-
schutz) vorgezogen wurden, 
aber dann das weitere Verfah-
ren im Januar online fortgesetzt 
wird. Ich bin gespannt. Das in 
der Coronazeit entwickelte On-
line-Verfahren hat den Nach-
teil, dass wahrscheinlich jeder 
Einwender einzeln seine Fragen 
vorbringt, aber nicht weiß, was 
andere gefragt haben. 

In den öffentlichen Verhand-
lungen, bei denen ich anwesend 
war, kam es öfter zur Vertiefung 
von Fragen, da weitere Anwe-
sende zusätzliche Gesichts-
punkte zu den verhandelten 
Fragestellungen vorbringen 
konnten.

Formal konnten alle Bürger 
ihre Meinung sagen, aber ob da-
raus mehr als eine Protokollnotiz 
erwächst, ist nicht klar.

Simone Post
28.11.2024

Seit 01.01.2025 sind – wie 
zuvor bereits auch – noch 
verwendbare und brauchba-
re Kleidungsstücke getrennt 
vom Restmüll zu sammeln. 
Dies geschieht im Landkreis 
Saalfeld-Rudolstadt weiter-
hin, wie auch bisher, über die 
Kleidersammlungscontainer, 

die oftmals zusammen mit den 
Glascontainern an Sammelorten 
aufgestellt sind. Nach Rückspra-
che mit der Abteilung Abfallwirt-
schaft des ZASO, gehören nicht 
mehr nutzbare Kleidungsstücke 
weiterhin in den Restmüll. Laut 
ZASO „hat sich an der Getrennt-
sammlung nichts verändert. Die-

se galt auch zuvor schon und hat 
nun nur ein eindeutiges Pflicht-
datum. Der Zweckverband be-
dauert es, dass z.Z. viele Unge-
reimtheiten in Funk und Medien 
verbreitet werden, die aus Sicht 
des Zweckverbandes nicht der 
Gesetzgebung entsprechen.“ 
Das heißt also, dass wie auch vor 

dem Jahreswechsel bereits 
gelebt, die Trennung weiterhin 
entsprechend der Nutzbarkeit 
der Altkleider durchgeführt 
wird. Der Zweckverband wird 
dahingehend bald eine ent-
sprechende eigene Veröffent-
lichung durchführen.

Sascha Krüger

Wohin mit meinen Alttextilien 
Getrenntsammlungspflicht, aber wie?
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INFOSTÄNDE  
RUDOLSTADT
Sa 01. Feb 2025 • 10.00 Uhr 
Rudolstadt, Fußgängerzone
Sa 08. Feb 2025 • 10.00 Uhr 
Rudolstadt, Fußgängerzone
Sa 15. Feb 2025 • 10.00 Uhr 
Rudolstadt, Fußgängerzone
Sa 22. Feb 2025 • 10.00 Uhr 
Rudolstadt, Fußgängerzone

INFOSTÄNDE  
SAALFELD
Di 28. Jan 2025 • 10.30 Uhr 
Saalfeld, Markt
Sa 01. Feb 2025 • 10.00 Uhr 
Saalfeld, Markt

Di 04. Feb 2025 • 10.30 Uhr 
Saalfeld, Markt
Sa 08. Feb 2025 • 10.00 Uhr 
Saalfeld, Markt
Di 11. Feb 2025 • 10.30 Uhr 
Saalfeld, Markt

Do 13. Feb 2025 • 12.00 Uhr 
Saalfeld, Markt 
• Infostand mit Mandy
Sa 15. Feb 2025 • 10.00 Uhr 
Saalfeld, Markt

Mo 13. Feb 2025 
15.00 Uhr 
Saalfeld, Weltladen

KAFFEEKLATSCH  
MIT MANDY

Di 18. Feb 2025 
18.00 Uhr  
Saalfeld, Meininger Hof

FORUM MIT  
DIREKTKANDIDATEN 
(VERANSTALTER:  
FUNKE-MEDIENGRUPPE)*

So 23. Feb 2025 
8 - 18 Uhr 
BUNDESTAGSWAHL

So 23. Feb 2025 
17.30 Uhr  
Saalfeld 	 Rudolstadt 
HASKALA	 Weltladen

WAHLPARTY  
MIT IMBISS

*) Lt. OTZ vom 15. Januar können 
Fragen zu bundespolitischen Themen 
vorab an otz.de/wahlforen eingereicht 

werden. Fragesteller:innen müssen 
nicht anwesend sein.

Mo 03. Feb 2025 
18.00 Uhr • Bad Blankenburg, Büro 
• Kreiswahlbüro

Do 13. Feb 2025 
15.00 Uhr • Saalfeld, Weltladen 
• Kaffeeklatsch mit Mandy und 
Treff am Donnerstag

Mi 26. Feb 2025 
18.30 Uhr 
• BO-Mitglieder-Treffen  
Stadtverband Saalfeld

Sa 01. März 2025 
00.00 Uhr  
• Meteorologischer  
Frühlingsanfang

» Ich würde mir 
wünschen, dass 

wir mit sehr 
vielen Gruppen 
von Menschen 
versuchen, die 

Dinge zu ändern. 
Zum Beispiel 
bin ich eine 

bekennende Oma 
gegen rechts.«

Konstantin Wecker

Bundesparteitag Die Linke 
Foto: Martin Heinlein • CC BY 2.0 deed


